
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20626 

 21.07.2026 
 

Datum des Originals: 21.07.2026/Ausgegeben: 27.07.2026 

 

 
Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 8173 vom 15. Juni 2026 
des Abgeordneten Markus Wagner   AfD 
Drucksache 18/19879 
 
 
Wuppertal: Vier Verletzte nach Auseinandersetzung zwischen zwei „Gruppen“ – Nach-
frage 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit Antwort der Landesregierung vom 20. April 2026, Drucksache 18/18794, auf meine Kleine 
Anfrage vom 12. März 2026, Drucksache 18/18177, wurde Frage 2 
 

„Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils be-
kannt?“1 

 
unter anderem wie folgt beantwortet: 
 
„Ein Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Straf-
taten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 
• in drei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung 
• in drei Fällen wegen Diebstahls 
• in zwei Fällen wegen Straftaten gegen das Waffengesetz 
• in zwei Fällen wegen Bedrohung 
• in zwei Fällen wegen Raubes 
• in zwei Fällen wegen Körperverletzung 
• in einem Fall wegen gefährlichen Eingriffs in den Straßenverkehr 
• in einem Fall wegen Sachbeschädigung 
• in einem Fall wegen Handeltreibens mit Cannabis 
• in einem Fall wegen Vergewaltigung von Widerstandsunfähigen 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 
• in einem Fall wegen Hausfriedensbruchs 
• in einem Fall wegen räuberischer Erpressung 
• in einem Fall wegen Vergewaltigung von Widerstandsunfähigen 
• in einem Fall wegen gefährlicher Körperverletzung 

 
1 Antwort der Landesregierung vom 20. April 2026, Drucksache 18/18794. 
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Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 
• in einem Fall wegen Sachbeschädigung 
• in einem Fall wegen schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern 
• in einem Fall wegen Diebstahls 
• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz 
• in einem Fall wegen gefährlicher Körperverletzung 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 
• in neun Fällen wegen Diebstahls 
• in sechs Fällen wegen Körperverletzung 
• in fünf Fällen wegen räuberischer Erpressung 
• in fünf Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung 
• in vier Fällen wegen Raubes 
• in einem Fall wegen schweren Raubes 
• in einem Fall wegen sexueller Nötigung 
• in einem Fall wegen Sachbeschädigung 
• in einem Fall wegen Bedrohung 
• in einem Fall wegen Vergewaltigung von Widerstandsunfähigen 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 
• in sieben Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung 
• in zwei Fällen wegen Diebstahls 
• in einem Fall wegen Beleidigung 
• in einem Fall wegen schweren Raubes 
• in einem Fall wegen räuberischer Erpressung 
• in einem Fall wegen Nötigung 
• in einem Fall wegen Körperverletzung 
• in einem Fall wegen Straftaten gegen das Waffengesetz 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 
• in sieben Fällen wegen Bedrohung 
• in sieben Fällen wegen Diebstahls 
• in vier Fällen wegen besonders schweren Falls des Diebstahls 
• in zwei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung 
• in einem Fall wegen Missbrauchs von Notrufen 
• in einem Fall wegen Hausfriedensbruchs 
• in einem Fall wegen Beleidigung 
• in einem Fall wegen räuberischer Erpressung 
• in einem Fall wegen Hehlerei 
• in einem Fall wegen Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Inhalte 
• in einem Fall wegen schweren Raubes 
• in drei Fällen wegen Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz 
• in einem Fall wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte 
• in einem Fall wegen tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbeamte 
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Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 
• in zehn Fällen wegen Diebstahls 
• in fünf Fällen wegen Bedrohung 
• in vier Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung 
• in drei Fällen wegen Hausfriedensbruchs 
• in drei Fällen wegen besonders schweren Falls des Diebstahls 
• in fünf Fällen wegen einer Straftat nach dem Betäubungsmittelgesetz 
• in zwei Fällen wegen räuberischer Erpressung 
• in zwei Fällen wegen schweren Raubes 
• in zwei Fällen wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte 
• in zwei Fällen wegen Vortäuschens einer Straftat 
• in einem Fall wegen einer Straftat nach dem Konsumcannabis-Gesetz 
• in einem Fall wegen Betrugs 
• in einem Fall wegen einer Straftat nach dem Waffengesetz 
• in einem Fall wegen Raubes 
• in einem Fall wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis 
• in einem Fall wegen Herbeiführens einer Sprengstoffexplosion 
• in einem Fall wegen einer Straftat nach dem Arzneimittelgesetz 
• in einem Fall wegen Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Inhalte 
• in einem Fall wegen Beleidigung 
• in einem Fall wegen Körperverletzung“2 
 
Auf Frage 4 
 

„Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 
(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.)“3 

 
antwortete die Landesregierung: 
 

„Dem in der Antwort zu Frage 1 genannten Bericht zufolge handelt es sich bei den 
Beschuldigten um zwei deutsche und vier syrische Staatsangehörige. Der weitere 
Beschuldigte sei staatenlos.“4 

 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8173 mit Schreiben vom 21. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und der Ministerin für  
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Von wann bis wann haben die Ermittlungsverfahren gegen die Tatverdächtigen 

jeweils stattgefunden?  
 
2. Mit welchem Ergebnis endeten die insgesamt 156 Ermittlungsverfahren jeweils?  
 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Von einer Mitteilung weiterer Einzelheiten strafrechtlicher Ermittlungsverfahren wird unter 
Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses mit dem allgemeinen 

 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
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Persönlichkeitsrecht der Beschuldigten insbesondere auch im Hinblick auf das 
Resozialisierungsgebot und die Unschuldsvermutung abgesehen. Dabei ist die bereits wegen 
der zeitlichen und örtlichen Eingrenzung des in der Kleinen Anfrage 7331 (LT-Drs. 18/18177) 
geschilderten Sachverhalts und weiterer, auch presseöffentlicher Angaben dazu 
gegebenenfalls mögliche Identifizierbarkeit bei der Möglichkeit, dauerhaft konkretere 
Informationen zu Ermittlungsverfahren und deren Ausgang abrufen zu können (vgl. allg. hierzu 
BVerfG, Beschl. v. 6.11.2019 – 1 BvR 16/13; BGH, Urt. v. 18.6.2019 – VI ZR 80/18), zu 
berücksichtigen. Dem parlamentarischen Informationsinteresse, das nicht der konkreten 
Strafverfolgung einzelner Personen gilt, wird durch die weiteren Angaben zum Sachstand 
sowie die allgemeinen Angaben zu Vorstrafen in der Antwort der Landesregierung zu der 
Kleinen Anfrage 7331 (LT-Drs. 18/18794) entsprochen. 
 
 
3. Wann wurden gegen die Tatverdächtigen mit ausländischer Staatsangehörigkeit 

jeweils aufenthaltsbeendende Maßnahmen eingeleitet? (Bitte chronologisch 
auflisten.) 

 
Bislang wurden keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen eingeleitet, da die Betroffenen 
aktuell noch über einen gültigen Schutzstatus sowie über eine gültige Aufenthaltserlaubnis 
verfügen.  
 
 
4. Seit wann besitzen die zwei deutschen Beschuldigten die deutsche 

Staatsangehörigkeit? 
 
Beide deutschen Beschuldigten besitzen die deutsche Staatsangehörigkeit von Geburt an. 
 
 
5. Wie lauten jeweils die Vornamen dieser zwei Beschuldigten? 
 
Von Angaben zu den Vornamen der Beschuldigten wird unter Abwägung des 
parlamentarischen Informationsinteresses mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht der 
Beschuldigten sowie der Unschuldsvermutung vorliegend abgesehen. Wegen der zeitlichen 
und örtlichen Eingrenzung der Tat und weiterer, auch presseöffentlicher Angaben zu dem 
Verfahren wären die Beschuldigten bei Nennung ihrer Vornamen identifizierbar bzw. würde 
die Gefahr der Identifizierbarkeit erheblich erhöht. Dem parlamentarischen 
Informationsinteresse, das nicht der konkreten Strafverfolgung einzelner Personen gilt, 
sondern der Regierungskontrolle und Gesetzgebung dient, wird durch die weiteren Angaben 
zum Sachstand entsprochen. 
 


